
Die Bildungs- und Kulturkom-
missionhat in ihrer jüngstenSit-
zung einen wichtigen Auftrag
zum Umgang mit kantonalen
Spezialangeboten im Bildungs-
bereich beraten. Hintergrund
ist dieTatsache, dassdieKosten
für diese spezialisierten schuli-
schen Angebote in den vergan-
genen Jahren deutlich angestie-
gen sind.

Gründe dafür liegen einer-
seits inderdemografischenEnt-
wicklung, die zu höheren Schü-
lerzahlen führen. Andererseits
zeige sich ein markanter Zu-
wachs an Kindern mit Verhal-
tensauffälligkeiten oder psychi-
schenBelastungen, schreibtder
Kanton Solothurn in einer Mit-
teilung.

Studien belegen, dass viele
dieser Schülerinnen und Schü-
ler in derRegelklasse besser ge-
fördert werden können – insbe-
sonderedann,wennsieinihrem
Verhalten oder in ihrer Sprach-
entwicklung Unterstützung be-
nötigen. Die Regelschule bietet
ihnen ein alltagsnahes Lernum-
feld sowiemehr soziale Interak-
tion, wovon ihre Entwicklung
nachweislich profitieren kann.

Pilotversuch fürmehr
schulische Integration
Vor diesem Hintergrund soll
nun ein Pilotprojekt gestartet
werden, das eine verstärkte In-

tegration betroffener Kinder in
die Regelschule vorsieht. Die
bisher in Spezialangeboten ge-
bundenen Ressourcen sollen
gezielt den Regelklassen zugu-
tekommen. Dadurch soll die
Unterstützung dort ausgebaut
werden, wo die Schülerinnen
und Schüler lernen und leben:
direkt vor Ort im Klassenver-
band.

In der Diskussion mit der
Kommission wurde betont, wie
wichtig die Einbindung der El-
tern sei. Sie sollen mit geeigne-
ten Massnahmen aktiv in den
Prozess einbezogenwerden.

Politische
Unterstützung
Der Solothurner Regierungsrat
unterstützt die vorgeschlagene
Stossrichtung ausdrücklich und
hatdenAuftragals erheblicher-
klärt. Auch die Bildungs- und
Kulturkommission folgte dieser
Einschätzung und stellte sich in
ihrer Sitzung einstimmig hinter
den Antrag des Regierungsrats.

Mit dem geplanten Pilotver-
such soll nun geprüft werden,
wieeineverbesserteIntegration
in der Praxis umgesetzt und
langfristig verankert werden
kann – mit dem Ziel, allen Kin-
dern gerecht zu werden und
gleichzeitig die steigendenKos-
ten im Bildungswesen verant-
wortungsvoll zu steuern. (crb)

«Kirche tut gut und Gutes, weil
sieMenschen verbindet», sagte
UrsUmbrichtinNeuendorf.Der
Präsident der Römisch-Katholi-
schenSynodedesKantonsSolo-
thurn fasste damit zusammen,
was die Herbstsynode als zent-
rale Botschaft vermittelte. Er
wies darauf hin, dass allein in
den Spitälern des Kantons jähr-
lich rund 9500 Seelsorgekon-
takte stattfinden. Diese Begeg-
nungen schenken Trost, unab-
hängig davon, wer der Mensch
ist, derHilfe braucht.

Zwischen 2020 und 2023 in-
vestierten die Landeskirchen
rund 28 Millionen Franken in
den Unterhalt, die Sanierung
unddenAusbau kirchlicherGe-
bäude. Um ihren gesellschaftli-
chen Beitrag sichtbar zu ma-
chen, lassen die drei Landeskir-
chen gemeinsam eine
Leistungsbilanz erstellen.Diese
soll aufzeigen, welchen Wert
ihre Arbeit für die gesamte Be-
völkerung hat. Über 20 Millio-
nenFrankeninvestierendieKir-
chen im Kanton jährlich in Bil-
dung, Kultur, Jugendarbeit,
Seniorenbegleitung, Seelsorge
und Integration.

FinanziertwerdenvielePro-
jekte über den Anteil der Kir-
chen an der Finanzausgleichs-
steuer juristischer Personen.
Aus den gesamten Steuerein-
nahmen erhalten die drei Lan-
deskirchen zusammen rund
zehnMillionenFranken.Davon

fliessen60Prozentdirektandie
Kirchgemeinden. Die verblei-
benden 40 Prozent stehen den
Synoden zur Verfügung, die da-
mit gesamtgesellschaftliche
Aufgaben finanzieren. «Das
Geld, das in die Kirchen fliesst,
ist gut angelegt,weil dieDienst-
leistungen von unschätzbarem
WertsindunddieGemeinschaft
stärken», betonteUmbricht.

Erste ökumenische
Fachstelle
Religionspädagogik
Ein Zeichen gelebter Ökumene
setzt die erste ökumenische
Fachstelle Religionspädagogik
der Deutschschweiz. Seit Au-
gust vereint siediekatholischen
und reformierten Fachstellen
sowie die Fachstelle für heilpä-
dagogischen Religionsunter-
richt unter einemDach. Birgitta

AicherleitetdieneueFachstelle,
die von der Solothurner inter-
konfessionellen Konferenz (SI-
KO) getragen wird. «Die drei
Landeskirchen gehen gemein-
sam neue Wege und überneh-
menVerantwortung für die reli-
giöseBildung», sagteVizepräsi-
dent Kuno Schmid.

Seit diesem Frühjahr ist die
neu geschaffene Kommunika-
tionsstelle der Synode besetzt.
Wie Synodalrätin Theres Brun-
ner erklärte, soll sie aufzeigen,
was die Synode alles leistet und
unterstützt,vondenFachstellen
über die Bildungsarbeit bis hin
zur Seelsorge. Die neue Kom-
munikationsbeauftragte Emi-
liana Salvisberg gab in einem
Referat Impulse und praktische
Tipps,wiekirchlicheKommuni-
kation heute Menschen errei-
chen und bewegen kann. (esa)

Regionalbeitrag
wird gesenkt

Die Synodalversammlung ge-
nehmigtedasBudget2026,das
bei einemAufwand von2,71Mil-
lionen Franken mit einem klei-
nen Überschuss rechnet. Der
seit Jahren unveränderfte Re-
gionalbeitrag der Kirchgemein-
den wird um 0,38 Prozent ge-
senkt. Zur Finanzierung dieser
leichten Entlastung ist im Bud-
get eineEntnahmevon 120000
Franken aus dem Ertragsaus-
gleichsfonds vorgesehen. «Die
Senkung kann keine finanziel-
lenSorgen lösen,abersiebringt
eine kleine Entlastung der Jah-
resrechnungen», erklärte Urs
Umbricht, Präsident der Syno-
de. (esa)

«Es ist ein Affront gegenüber
unserem Gewerbe, wenn Auf-
träge ins Ausland vergeben
werden, während unsere KMU
Lehrlinge ausbilden, Steuern
zahlen und Arbeitsplätze si-
chern.» Und weiter: «Wer so
entscheidet, schwächt bewusst
den eigenen Werkplatz und
sägtamAst, aufdemwiralle sit-
zen.» Es sind klare Worte, die
Stefan Blaser auf der Plattform
«Linkedin» findet. Der Präsi-
dent des Solothurner KMU-
und Gewerbeverbands (KGV)
hat keine Freude amMillionen-
Entscheid der regionalen ÖV-
Betreiber.

Am Donnerstag verkünde-
ten die Busbetriebe Solothurn
Grenchen und Umgebung
(BSGU) und der Regionalver-
kehr Bern-Solothurn (RBS),
wemsiedenZuschlag für die 39
neuen Elektrobusse geben. In
die Kränze kommt die Daimler
Buses Schweiz AG. Neben den
39 Gelenk- und Normbussen
besteht die Option auf den
Kaufvon46weiterenBussenzu
den gleichen Konditionen. Die
Kosten für die insgesamt 85
Busse inklusive Betriebskosten
für zehn Jahre liegenbei 80Mil-
lionen Franken.

Damit ist auchklar:DerBel-
lacher Busbauer Hess, dessen
Elektrobusse weltweit gefragt
sind, geht leer aus. Wie schon

vorvier Jahren, alsdiedamalige
BSU neue Elektrobusse vom
schwedischen Hersteller Sca-
nia gegenüber Hess bevorzugte
, sorgt die Vergabe beim KGV
für Unverständnis.

KGV-Präsident: «Das ist
stossend»
Auf Anfrage schreibt KGV-Prä-
sidentBlaser:«DerKGVnimmt
den Entscheid zur Kenntnis,
bedauert jedoch sehr, dass die
Wahl nicht zugunsten eines
SchweizerHerstellers und loka-
len Topanbieters ausgefallen
ist.» Vergabeentscheide dieser
Grössenordnung hätten Signal-

wirkung für die einheimische
Industrie. «Wir erwarten, dass
bei künftigen Ausschreibungen
Nachhaltigkeit, Lebensdauer
und volkswirtschaftliche Effek-
te (regionale Wertschöpfung)
stärker berücksichtigt werden –
nicht nur der Anschaffungs-
preis.» Die Firma Hess AG
komme in anderen Kantonen
regelmässig zum Zug. «Warum
nicht im Kanton Solothurn?
Das ist stossend», schreibt Bla-
ser.

Was auch eine Rolle spielt
bei denKosten:Nur 40Prozent
der Kosten können laut Roman
Zürcher, Projektleiter beim

BSGU, über Billette finanziert
werden. Der Rest stammt hälf-
tig aus Steuergeldern von Bund
und Kanton. Wählt man also
das günstigste Angebot, gehen
auch weniger Steuergelder
drauf. Laut KGV-Präsident Bla-
ser wäre das aber zu kurz ge-
dacht: «Natürlich spielt der
Preis eine Rolle, undwir stehen
dafür ein, dass mit Steuergel-
dern verantwortungsvoll um-
gegangen wird. Aber kommt es
für den Kanton Solothurn am
Ende wirklich günstiger, wenn
unsere Unternehmen unterge-
hen? Wohl kaum.»

Auf die Frage, ob die beiden
ÖV-Betreiber bei der Vergabe
die Kriterien falsch gewichtet
hätten, sagt Blaser: «Wir wis-
sen, dass es bei der Festlegung
der Kriterien einen gewissen
Spielraum gibt. Und dieser
kann, wie andere Kantone zei-
gen, durchaus bewusst genutzt
werden. Wo einWille ist, da ist
auch einWeg – gerade, wenn es
um nachhaltige, qualitativ
hochwertige und lokal veran-
kerte Lösungen geht.»

«Dass das Resultat
schmerzt, ist
nachvollziehbar»
Anita Panzer, Verwaltungsrats-
präsidentinderBSGU,versteht,
dass es sich umein emotionales
Thema handelt, wie sie sagt.
«Dass das Resultat der Submis-
sion in der Region schmerzt, ist

nachvollziehbar.» Auch sie be-
dauert, dass man den Auftrag
nicht an den lokalen Hersteller
habe vergeben können.

Doch ihnenseiendieHände
gebunden: «BSGU und RBS
unterstehen dem Submissions-
gesetz, die Aufträgemüssen öf-
fentlich ausgeschrieben wer-
den.» Und weiter: «Die Trans-
portunternehmen können
daher nicht frei entscheiden,
welcher Anbieter die neuen
Fahrzeuge liefern wird. Es wird
jener Anbieter berücksichtigt,
welcher das vorteilhafteste An-
gebot einreicht und alle Eig-
nungs- und Muss-Kriterien er-
füllt.»

Und genau das sei der
Punkt: Sowohl beim Preiskrite-
rium (Gewichtung 45 Prozent)
als auch bei den Qualitätskrite-
rien (55 Prozent) habe das An-
gebot von Daimler klar die
meisten Punkte erzielt. Und
Panzer betont: «Die Ausschrei-
bungwurde nachGATT/WTO-
Regeln durchgeführt, die
Gleichbehandlung aller Anbie-
ter vorschreiben. Der regionale
Anbieter hatte damit eine reale
Chance.» Man habe sogar eine
externe Überprüfung der Ver-
gabekriterien machen lassen,
die zueinempositivenErgebnis
kam. Und: «Wir haben auch
überprüft, wie es ausgesehen
hätte, wenn wir die Kriterien
anders gewichtet hätten. Das
Resultat war das gleiche.»

Adrian Kamber
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Sonderschulplätze sollen
reduziert werden
EinPilotversuch soll klären,wie derTrendder steigenden
Kosten bei Spezialangeboten gebremst werden kann.

Landeskirchen gehen neue Wege
Eine neue Fachstelle vereint die Religionspädagogik verschiedener Konfessionen.

«Affront gegenüber unserem Gewerbe»
Die Vergabe von BSGU und RBS eines Auftrags für 39 neue Elektrobusse an Daimler sorgt beimGewerbeverband für Unverständnis.


